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Planzeichenerklärung

Regelungen für den Denkmalschutz

Aussichtspunkt

Gemeindegrenze

gepl. Umgehungsstrasse

Sonstige Planzeichen

Gebiete mit Bodendenkmälern,

die Ortsangaben sind rein nachrichtlich

und nicht flächenscharf

Geltungsbereich Ensemble / 

Ortsgestaltungssatzung

Ablagerung:

hier Altablagerung auf FlNR.:1948

Wohnbauflächen

Flächen zur baulichen Nutzung

gemischte Bauflächen

gewerbliche Bauflächen

öffentliche Verwaltungen

Flächen für den Gemeinbedarf

Kirchen und kirchlichen Zwecken

dienende Gebäude und Einrichtungen

Flächen für die Landwirtschaft (Wein)

Flächen für die Landwirtschaft

Flächen für Wald

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur

Pflege und zur Entwicklung von Natur und

Landschaft
Einzelbäume, Feld- und Ufergehölze

Landschaftsschutzgebiet

Naturdenkmal

geschützter Landschaftsbestandteil

Flächen für die Land- und Forstwirtschaft

A

WF

Klärwerk
Wasserbehälter

Umformerstation

Flächen für die Ver- und Entsorgung

Wasserflächen

Wasserrechtlich genutzte Flächen

Flächen für den überörtlichen Verkehr/ 

örtliche Hauptverkehrszüge
Autobahn oder autobahnähnliche Straßen

Altenheim

Zeltplatz
Dauerkleingärten

Friedhof

Parkanlage

Spielanlagen
Sportanlagen

Öffentliche Grünflächen

Kindergarten
Post

Schule

Feuerwehr

klassifizierte Straßen

Ortsdurchfahrtsgrenze mit 
anbaufreier Strecke

Flächen für Bahnanlagen

Haltestelle

Wagenfähre

Parkplatzflächen

Park + Ride

2. Flächennutzungsplanänderung
Art und Umfang

Neues Wohngebiet "Bahnweg"

vorhandenes Mischgebiet

Wohngebiet  "Am Haselberg II"

Gewerbegebiet 
"Ziegelhütte" und "Ziegelhütte II"

Sondergebiet "Freizeitgelände Nord"

Neues Wohngebiet "Nord II"

Neues Wohngebiet "Haselberg III"

Überschwemmungsgrenzen

geplantes Wasserschutzgebiet "Lohquelle"

Sondergebiete Windkraft
"Giebelau" und "Rolandshütte"
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Sondergebiete, Erholung

Sondergebiete, Windkraftnutzung

Bestand Planung Bestand Planung

Quellen / Tiefbrunnen
Fassungsbereich (Zone I)

Q
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Engere Schutzzone (ZoneII)

Weitere Schutzzone (Zone III)

Überschwemmungsgebiet

 Flächennutzungsplan, 2. Änderung 

1.Der Gemeinderat der Gemeinde Mainstockheim hat in seiner Sitzung vom ........................ 
die 2. Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am ...................... öffentlich bekannt gemacht.

2.Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß §3 Abs. 1 BauGB fand vom ...............................
bis ............................. statt.
Die öffentliche Bekanntmachung  erfolgte am ............................... . 
Die Anhörung der Träger Öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 1 hat in der Zeit 
vom ............................ bis ............................. stattgefunden.

3.Der Entwurf des Flächennutzungsplans, 2. Änderung, in der Fassung vom
14.08.2003 wurde vom ..................... bis ........................ öffentlich ausgelegt.
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte am .................. .

4.Der Entwurf des Flächennutzungsplans, 2. Änderung, in der Fassung vom
....................... wurde vom ............................. bis ................................
erneut öffentlich ausgelegt.

5.Der Gemeinderat der Gemeinde Mainstockheim hat in seiner Sitzung vom ......................
den Flächennutzungsplan, 2.Änderung, in der Fassung vom ............................. mit
dem Erläuterungsbericht festgestellt.
Der Flächennutzungsplan wurde am ............. öffentlich bekannt gemacht.

6.Das Landratsamt Kitzingen hat den Flächennutzungsplan, 2. Änderung in der Fassung 
vom ..................... mit Bescheid vom .......................... gemäß §6 Abs. 5 BauGB genehmigt.

7.Die Erteilung der Genehmigung des Flächennutzungsplans, 2. Änderung, wurde am
.......................... gemäß §6 Abs.5 BauGB öffentlich bekannt gemacht.
Der Flächennutzungsplan, 2. Änderung, ist damit rechtskräftig geworden.

Gemeinde Mainstockheim, den ...................................

Karl-Dieter Fuchs
1. Bürgermeister

Verfahrensvermerke

Hinweise zum Bahnbetrieb:
Ansprüche gegen die deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen
Betrieb der Eisenbahn in seiner jeweiligen Form sind seitens des 
Antragsstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder sonstige
Nutzungsberechtigter ausgeschlossen.
Insbesondere sind Immissionen wie Erschütterung, Lärm, 
Funkenflug, elektromagnetische Beeinflussungen und dergleichen,
die von Bahnanlagen und dem gewöhnlichen Bahnbetrieb ausgehen,
entschädigungslos hinzunehmen.
Ebenso sind Abwehrmaßnahmen nach §1004 in Verbindung mit
§906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz  (BlmSchG),
die durch den gewöhnlichen Bahnbetrieb in seiner jeweiligen
Form veranlasst werden können, ausgeschlossen.
Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Immissionen
sind von der Gemeinde oder den einzelnen Bauwerbern auf eigene
Kosten geeignete Schallschutzmaßnahmen (Schallschutz)
vorzusehen bzw. vorzunehmen.

Auszug aus dem Denkmalschutzgesetz:

Art. 7  Denkmalschutzgesetz - Ausgraben von Bodendenkmälern
(1)  
1   Wer auf einem Grundstück nach Bodendenkmälern graben
oder zu einem anderen Zweck Erdarbeiten auf einem Grundstück
vornehmen will, obwohl er weiß oder vermutet oder den
Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Bodendenkmäler
befinden, bedarf der Erlaubnis.
2   Die Erlaubnis kann versagt werden, soweit dies zum Schutz
eines Bodendenkmals erforderlich ist.

(2) 
1   Die Bezirke können durch Verordnung bestimmte Grundstücke,
in oder auf denen Bodendenkmäler zu vermuten sind, 
zu Grabungsschutzgebieten erklären.
2   In einem Grabungsschutzgebiet bedürfen alle Arbeiten, die
Bodendenkmäler gefährden können, der Erlaubnis.
3   Art. 6 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 gelten entsprechend.
4   Grabungsschutzgebiete sind im Flächennutzungsplan kenntlich
zu machen.

(3) 
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 gelten nicht für Grabungen,
die vom Landesamt für Denkmalpflege oder unter seiner Mitwirkung
vorgenommen oder veranlasst werden.

(4)
1   Wer in der Nähe von Bodendenkmälern, die ganz oder zum Teil über
der Erdoberfläche erkennbar sind, Anlagen errichten, verändern oder
beseitigen will, bedarf der Erlaubnis, wenn sich dies auf Bestand oder
Erscheinungsbild eines dieser Bodendenkmäler auswirken kann.
2   Art. 6 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 gelten entsprechend.

(5)
1   Soll eine Grabung auf einem fremden Grundstück erfolgen, so kann
der Eigentümer verpflichtet werden, die Grabung zuzulassen, wenn das
Landesamt für Denkmalpflege festgestellt hat, dass ein besonderes
öffentliches Interesse an der Grabung besteht.
2   Der Inhaber der Grabungsgenehmigung hat den dem Eigentümer
entstehenden Schaden zu ersetzen.

Art. 8  Denkmalschutzgesetz - Auffinden von Bodendenkmälern
(1)
1   Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich
der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für
Denkmalpflege anzuzeigen.
2   Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer
des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten,
die zu dem Fund geführt haben.
3   Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen.
4   Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben,
auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige
an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

(2)
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen,
wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

(3)
Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei Arbeiten, die vom Landesamt
für Denkmalpflege oder unter seiner Mitwirkung vorgenommen oder
veranlasst werden.

(4)
Eigentümer, dinglich Verfügungsberechtigte und unmittelbare
Besitzer eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler gefunden
werden, können verpflichtet werden, die notwendigen Maßnahmen
zur sachgemäßen Bergung des Fundgegenstands sowie zur
Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem
Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden.

(5)
Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für
Denkmalpflege oder einer Denkmalschutzbehörde unverzüglich zur
Aufbewahrung zu übergeben, wenn die Gefahr ihres
Abhandenkommens besteht.

2. Auszug aus der Stellungnahme des Bayerischen Landesamts für
Denkmalpflege vom 26. April 2004
„Nachdem die Denkmalfachbehörden kein Interesse an der Zerstörung
von Bodendenkmälern und damit an Ausgrabungen hat, liegt es, 
unbeschadet von personellen, sächlichen oder finanziellen
Beteiligungen des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege oder
von öffentlichen Zuwendungen, vorrangig im Interesse der Planenden
und der Investoren - im vorliegenden Fall der Gemeinde sowie den
privaten Bauträgern die geforderte fachkundige (Rettungs-) Grabung
durchführen zu lassen. 
Die hierfür erforderlichen Kosten hat derjenige zu tragen, der seine
Interessen zum Schaden des archäologischen Erbes Bayerns verfolgt.
Die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde weist hierauf im
Erlaubnisbescheid hin und sieht die im Sinne von Art. 7 BayDSchG
erforderlichen Auflagen und Nebenbestimmungen vor
(Art. 36 BayVwVfG).

Die Gemeinde Mainstockheim erklärt, dass die Kosten für eine evtl.
erforderliche fachkundige (Rettungs-) Grabung sowie die
erforderlichen wissenschaftlichen Vor-, Begleit- und Nacharbeiten
durch den Grundstückseigentümer oder den Bauantragssteller zu
tragen sind; eine gänzliche oder auch teilweise Kostenübernahme
hierfür durch die Gemeinde Mainstockheim ist ausgeschlossen.

Nachrichtliche Übernahme

Mainstockheim
Gemeinde


